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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Mai 1964 

6 — 68040 — 5350/64 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 16/64/EWG (Reis) des Rats 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Reis) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 268. Sitzung 
am 24. April 1964 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner 
Zustimmung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu der Stellungnahme 
des Bundesrates ist aus der Anlage 3 zu ersehen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Han^ Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfacb 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Durchführung der Verordnung Nr. 16/64/EWG (Reis) 
des Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Durchführungsgesetz EWG Reis) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Die Einfuhr- oder Ausfuhrlizenz nach Ar- 
tikel 10 Abs. 1 der Verordnung Nr. 16/64/EWG des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
vom 5. Februar 1964 über die schrittweise Errich- 
tung einer gemeinsamen Marktorganisation für Reis 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
S. 574/64) ist die Einfuhr- oder Ausfuhrgenehmi- 
gung nach dem Außenwirtschaftsgesetz vom 
28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481), zuletzt ge- 
ändert durch das Gesetz zur Durchführung der Ver- 
ordnung Nr. 19 (Getreide) des Rats der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 26. Juli 1962 
(Bundesgesetzbl. I S. 455). 

(2) Auf die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz finden 
die Vorschriften des Außenwirtschaftsgesetzes und 
die dazu ergangenen Rechtsvorschriften Anwen- 
dung, soweit sich nicht aus der Verordnung Nr. 16/ 
64/EWG und den dazu ergangenen Durchführungs- 
vorschriften etwas anderes ergibt oder dieses Ge- 
setz und die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen nicht etwas anderes bestim- 
men. 

§ 2 

(1) Die vor Erteilung der Einfuhr- und Ausfuhr- 
lizenzen für die in Artikel 1 Abs. 1 der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG genannten Erzeugnisse zu 
stellende Kaution ist durch Hinterlegung einer 
Geldsumme oder durch Bankbürgschaft zugunsten 
der Bundesrepublik Deutschland zu leisten; sie 
wird von der Einfuhr- und Vorratsstelle für Ge- 
treide und Futtermittel (Einfuhr- und Vorratsstelle) 
verwaltet. 

(2) Die Kaution beträgt bei Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen, 

1. in denen der Abschöpfungs- oder Erstat- 
tungssatz nicht im voraus festgesetzt 
wird, 

zwei Deutsche Mark je Tonne, 

2. in denen der Abschöpfungs- oder Erstat- 
tungssatz im voraus festgesetzt wird, 

zwanzig Deutsche Mark je Tonne. 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (Bundesminister) kann durch Rechts- 
verordnung, die nicht der Zustimmung des Bun- 


desrates bedarf, die Höhe der Kaution anderweitig 
festsetzen, soweit dies nach Verordnungen des Ra- 
tes oder der Kommission der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erforderlich oder zugelassen 
ist. 

(3) Für die Entscheidung über den Verfall der 
Kaution ist die Einfuhr- und Vorratsstelle zustän- 
dig. Die Kaution verfällt zugunsten der Bundes- 
republik Deutschland. 

§ 3 

(1) Die Abschöpfungssätze für die einzelnen Er- 
zeugnisse werden von der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle errechnet und durch Aushang in ihrem 
Dienstgebäude bekanntgegeben. Sie werden nach 
Maßgabe der Durchführungsbestimmungen zu Ar- 
tikel 8 Abs. 2 der Verordnung Nr. 16/64/EWG ge- 
ändert. 

(2) Der Bundesminister wird ermächtigt, im Ein- 
vernehmen mit den Bundesministem für Wirtschaft 
und der Finanzen durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die Vor- 
schriften zu erlassen, die zur Durchführung des Ar- 
tikels 8 Abs. 2 der Verordnung Nr. 16/64/EWG und 
der dazu ergangenen Durchführungsbestimmungen 
erforderlich sind. 

(3) Die Einfuhr- und Vorratsstelle setzt die Ab- 
schöpfungssätze und die Prämien auf Antrag in 
der Einfuhrlizenz fest, soweit dies in Verordnungen 
des Rates oder der Kommission zugelassen ist. 

§4 

Der Bundesminister erläßt im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der Finan- 
zen durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustim- 
mung des Bundesrates bedarf, Bestimmungen über 
die Voraussetzungen, die Höhe und das Verfah- 
ren bei Erstattungen nach Artikel 15 der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG; dabei kann die Einfuhr- und 
Vorratsstelle als die für die Durchführung zustän- 
dige Stelle bestimmt werden. 

§ 5 

(1) In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über 
die Festsetzung von Abschöpfungssätzen und Prä- 
mien in Einfuhrlizenzen (§ 3 Abs. 3) ist der Rechts- 
weg zu den Gerichten der Finanzgerichtsbarkeit ge- 
geben. Das Berufungsverfahren nach der Reichsab- 
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gabenordnung findet statt; an die Stelle des Finanz- 
amtes tritt dabei die Einfuhr- und Vorratsstelle. 

(2) Ist der in einem Abschöpfungsbescheid der 
Zollstelle zugrunde gelegte Abschöpfungssatz in 
einem Berufungsverfahren nach Absatz 1 geändert 
worden, so wird der Abschöpfungsbescheid von 
Amts wegen von der Zollstelle durch einen neuen 
Bescheid ersetzt. Durch das Berufungsverfahren 
wird die Verjährung der Abschöpfungsschuld un- 
terbrochen. 

(3) Liegen der Festsetzung von Abschöpfungs- 
beträgen Entscheidungen zugrunde, die in der Ein- 
fuhrlizenz getroffen sind, so kann die Festsetzung 
des Abschöpfungsbetrages in dem Abschöpfungs- 
bescheid der Zollstelle nicht mit der Begründung 
angefochten werden, daß die in der Einfuhrlizenz 
getroffene Entscheidung unzutreffend sei. Dieser 
Einwand kann nur in dem Verfahren gegen die 
Festsetzung des Abschöpfungssatzes und der Prä- 
mie in der Einfuhrlizenz erhoben werden. 


§ 6 

In öffentlich-rechtlichen Streitigkeiten über Er- 
stattungen (§ 4) ist der Rechtsweg zu den Gerichten 
der Finanzgerichtsbarkeit gegeben. Gegen Be- 
scheide über Erstattungen einschließlich der Be- 
scheide, durch die erstattete Beträge zurückgefor- 
dert werden, findet das Berufungsverfahren nach 
der Reichsabgabenordnung statt. Im Berufungsver- 
fahren gegen Bescheide der Einfuhr- und Vorrats- 
stelle tritt diese an die Stelle des Finanzamtes. Im 
übrigen findet das Beschwerdeverfahren nach der 
Reichsabgabenordnung statt. 

§ 7 

(1) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Be- 
stimmungen erlassen, die zur Durchführung solcher 
Verordnungen und Entscheidungen und Richtlinien 
des Rats und der Kommission erforderlich sind, die 
der Rat oder die Kommission im Rahmen der Markt- 
organisation für Reis nach den Bestimmungen des 
Zweiten Teiles Titel II des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erläßt; 
dabei kann die Einfuhr- und Vorratsstelle als die 
für die Durchführung zuständige Stelle bestimmt 
werden. 

(2) Die Bundesregierung kann ihre Befugnis 
nach Absatz 1 auf einzelne Bundesminister über- 
tragen. 

§ 8 

Der Bundesminister kann im Einvernehmen mit 
den Bundesministern für Wirtschaft und der Finan- 
zen für Einfuhren aus Frankreich in das Saarland 
im Rahmen der Kontingente, die nach Artikel 63 
des Vertrages zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Französischen Republik zur 
Regelung der Saarfrage vom 27. Oktober 1956 (Bun- 


desgesetzbl. II S. 1587) vereinbart worden sind, 
durch allgemeine Verwaltungsvorschriften Abga- 
benvergünstigungen gewähren, die im wesentlichen 
den Abgabenvergünstigungen gleichwertig sind, die 
auf Grund des Artikels 63 des Saarvertrages in An- 
spruch genommen werden könnten. Durch diese 
Verwaltungsvorschriften kann bestimmt werden, 
daß der Antragsteller von der Hinterlegung einer 
Geldsumme oder der Leistung einer Bankbürgschaft 
(§ 2) befreit wird. 

§ 9 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer Vorschrift einer nach § 4 oder 
nach § 7 ergangenen Rechtsverordnung oder einer 
auf Grund einer solchen Verordnung erlassenen 
vollziehbaren Verfügung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimmten Tatbe- 
stand auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Der Versuch einer vorsätzlichen Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 1 kann geahndet werden, 
wenn die Rechtsverordnung dies bestimmt. 

(3) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätz- 
lich 

1. unrichtige oder unvollständige Angaben 
tatsächlicher Art macht oder benutzt, um 
für sich oder einen anderen eine Geneh- 
migung oder eine Bescheinigung zu er- 
schleichen, die nach einer zur Durchfüh- 
rung der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
oder dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
vorschrift erforderlich ist, 

2. die Nachprüfung (§ 44 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes) von Umständen, die nach 
der Verordnung Nr. 16/64/EWG, nach die- 
sem Gesetz oder nach einer zur Durchfüh- 
rung der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
oder dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
vorschrift erheblich sind, dadurch verhin- 
dert oder erschwert, daß er Bücher und 
Aufzeichnungen, deren Führung oder Auf- 
bewahrung ihm nach handeis- oder 
steuerrechtlichen Vorschriften obliegt, 
nicht oder nicht ordentlich führt, nicht auf- 
bewahrt oder verheimlicht. 

(4) Eine Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 kann, 
wenn sie 

1. vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark, 

2. fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünfundzwanzigtausend 
Deutsche Mark 

geahndet werden. Eine Ordnungswidrigkeit nach 
Absatz 3 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark, eine Ordnungs- 
widrigkeit nach Absatz 3 Nr. 2 mit einer Geldbuße 
bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet wer- 
den. 
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§ 10 

(1) Die Bußgeld vor Schriften des § 9 gelten audi 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Or- 
gan einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines 
anderen handelt. Dies gilt auch dann, wenn die 
Rechtshandlung, welche die Vertretungsbefugnis 
begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teils des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, welche die nach § 4 
oder nach § 7 ergangenen Rechts Verordnungen oder 
eine auf Grund dieser Verordnungen erlassene voll- 
ziehbare Verfügung auf erlegen. 

§ 11 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
durch § 9 mit Geldbuße bedrohte Handlung, so 
kann gegen den Inhaber oder Leiter des Unterneh- 
mens oder den gesetzlichen Vertreter des Inhabers 
oder ein Mitglied des zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organs einer juristischen Person oder 
einen vertretungsberechtigten Gesellschafter einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Geldbuße festge- 
setzt werden, wenn sie vorsätzlich oder fahrlässig 
ihre Aufsichtspflicht verletzt haben und der Ver- 
stoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle eines Ver- 
stoßes gegen § 9 Abs. 1 oder Abs. 3 Nr. 1 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu fünfundzwanzigtausend Deut- 
sche Mark. 

Im Falle eines Verstoßes gegen § 9 Abs. 3 Nr. 2 
beträgt die Geldbuße 

1. bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtverlet- 
zung bis zu zehntausend Deutsche Mark, 

2. bei fahrlässiger Aufsichtspflichtverletzung 
bis zu fünftausend Deutsche Mark. 


§ 12 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 


einer Personenhandelsgesellschaft eine Zuwider- 
handlung nach § 9 oder § 11, so kann auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandels- 
gesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe dieser 
Vorschriften festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 
juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 

§ 13 

Die Verfolgung von Ordnungs Widrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 

§ 14 

Gegenstände, auf die sich eine der in § 9 mit 
Geldbuße bedrohten Handlungen bezieht, können 
eingezogen werden. Im übrigen gelten die Vor- 
schriften des Außenwirtschaftsgesetzes über die 
Voraussetzungen der Einziehung, das selbständige 
Einziehungs verfahren und die Entschädigung ent- 
sprechend. 

§ 15 

Die §§42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend. 

§ 16 

Die Verwaltungsbehörde und die Einfuhr- und 
Vorratsstelle können die ihnen durch § 44 des 
Außenwirtschaftsgesetzes eingeräumten Befug- 
nisse auch ausüben, um die Einhaltung der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG, dieses Gesetzes und der zur 
Durchführung der Verordnung Nr. 16/64/EWG und 
dieses Gesetzes ergangenen Rechtsvorschriften zu 
überwachen. 

§ 17 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechts Verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 18 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1964, soweit es je- 
doch Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen enthält, am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 


Durch die Verordnung Nr. 16/64/EWG vom 5. Fe- 
bruar 1964 (Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften S. 574/64) hat der Rat der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft die schrittweise Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Reis be- 
schlossen. Die Verordnung, die nach Artikel 189 
Abs. 2 des EWG-Vertrages unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat gilt, ist am 28. Februar 1964 in Kraft 
getreten. Nach Artikel 28 Abs. 2 in Verbindung mit 
Artikel 21 Abs. 1 der Verordnung Nr. 16/64/EWG 
haben die Mitgliedstaaten alle Maßnahmen zu tref- 
fen, damit die durch die Verordnung eingeführte 
Abschöpfungsregelung ab 1. Juli 1964 angewendet 
werden kann. 

Die Bundesrepublik gehört nicht zu den Erzeuger- 
staaten von Reis im Sinne der Verordnung Nr. 
16/64; deshalb entfallen für das Bundesgebiet Richt- 
preise und Interventionspreise zum Schutze der in- 
ländischen Erzeugung. Die in der Verordnung Nr. 
16/64/EWG vorgesehene Abschöpfungsregelung gilt 
jedoch auch für Mitgliedstaaten ohne (eigene Erzeu- 
gung von Reis. Dabei werden die einzelnen Berech- 
nungsfaktoren der Abschöpfung vom Rat und von 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft bestimmt. Durch innerstaatliche Durch- 
führungsgesetze sind deshalb nur noch Bestimmun- 
gen über die Erteilung von Einfuhr- und Ausfuhr- 
lizenzen, über Kautionen, für die Errechnung und 
Vorausfixierung von Abschöpfungssätzen sowie 
über das Erstattungsverfahren bei der Ausfuhr von 
Reis zu treffen. 

Im einzelnen ist hervorzuheben: 

§§ 1 und 2 

Für die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz sollen die Vor- 
schriften des Außenwirtschaftsgesetzes gelten, so- 
weit die Marktordnungsvorschriften nicht etwas 
anderes bestimmen. Die Einfuhr- und Ausfuhrlizenz 
für die in Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung 
Nr. 16/64/EWG genannten Erzeugnisse ist deshalb die 
Einfuhr- und Ausfuhrgenehmigung nach dem Außen- 
wirtschaftsgesetz. Zuständig für die Erteilung der 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenz ist die Einfuhr- und Vor- 
ratsstelle für Getreide und Futtermittel (§ 28 des 
Außenwirtschaftsgesetzes). Die vor Erteilung von 
Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen zu stellende Kaution 
soll gleichfalls von der Einfuhr- und Vorratsstelle 
verwaltet werden. Die Einfuhr- und Vorratsstelle 
wird auch als die für die Verfallserklärung der Kau- 
tion zuständige Stelle bestimmt. Die Höhe der Kau- 
tion für die in Artikel 1 Abs. 1 und 2 der Verord- 
nung Nr. 16/64/EWG genannten Erzeugnisse ent- 
spricht derjenigen für Getreide nach dem Durchfüh- 


rungsgesetz EWG Getreide. Der Bundesminister 
kann jedoch in den Fällen des § 2 Abs. 2 Satz 2 durch 
Rechtsverordnung die Höhe der Kaution anderwei- 
tig festsetzen. 

§ 3 

Zuständig für die Errechnung von Abschöpfungs- 
sätzen ist die Einfuhr- und Vorratsstelle. Sie setzt 
außerdem bei den sogenannten Termingeschäften 
die Abschöpfungssätze und Prämien auf Antrag in 
der Einfuhrlizenz fest (§ 3 Abs. 3). § 3 Abs. 2 er- 
mächtigt den Bundesminister zum Erlaß von Durch- 
führungsvorschriften im Rahmen des Artikels 8 
Abs. 2 der Verordnung Nr. 16/64/EWG. 

§4 

ermächtigt den Bundesminister zum Erlaß einer 
Rechts Verordnung über Voraussetzung, Höhe und 
Verfahren der Ausfuhrerstattung. 

§§ 5 und 6 

Im Hinblick auf die Zuständigkeit der Finanzge- 
richte für das Rechtsmittelverfahren gegen Ab- 
schöpfungsbescheide der Zollstellen erscheint es — 
wie schon im Durchführungsgesetz EWG Getreide 
geregelt — notwendig, für öffentlich-rechtliche Strei- 
tigkeiten über die Festsetzung von Abschöpfungs- 
sätzen und Prämien in Einfuhrlizenzen sowie über 
Ausfuhrerstattungen den Rechtsweg zu den Gerich- 
ten der Finanzgerichtsbarkeit zu eröffnen. 

§7 

enthält eine dem Durchführungsgesetz EWG Ge- 
treide entsprechende Ermächtigung für die Bundes- 
regierung, Durchführungsverordnungen zu erlassen. 

§8 

enthält eine § 11 des Durchführungsgesetzes EWG 
Getreide entsprechende Saar-Klausel. 

§§ 9 bis 16 

Die Vorschriften über die Ordnungswidrigkeiten 
entsprechen den §§ 13 bis 20 des Durchführungsge- 
setzes EWG Getreide. 

§ 17 

enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 18 

bestimmt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zur Präambel 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Nach § 15 des Entwurfs gelten die §§ 42 und 43 
Abs. 3 bis 6 des Außenwirtschaftsgesetzes ent- 
sprechend. Diese Vorschriften normieren die Zu- 
ständigkeit von Landesbehörden (Freihafenamt 
Hamburg). Die Regelung ihrer Zuständigkeit be- 
darf nach Artikel 84 Abs. 1 GG der Zustimmung 
des Bundesrates. Außerdem werden durch die 
obengenannten Vorschriften die Zolldienststel- 
len für die Verfolgung von Ordnungswidrigkei- 
ten zuständig. Damit werden auf eine bundes- 
eigene Verwaltung mit Mittel- und Unterbau 
neue Aufgaben übertragen, was nur unter den 
Voraussetzungen des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 
GG zulässig ist. Diesem Gesichtspunkt hat die 
Bundesregierung in dem gleichzeitig vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der 
Verordnung Nr. 14/64/EWG (Rindfleisch) des 
Rats der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


(Durchführungsgesetz EWG Rindfleisch) — BR- 
Drucksache 150/64, BT-Drucksache IV/225A — 
Rechnung getragen. 

2. Zu §7 

In Absatz 2 sind nach den Worten „nach Ab- 
satz 1" die Worte „durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates" einzufügen. 

Begründung 
Notwendige Ergänzung. 

3. Zu § 15 

§ 15 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 15 

Das Unterwerfungsverfahren nach § 67 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zulässig. 
Die §§42 und 43 Abs. 3 bis 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes gelten entsprechend." 

Begründung 

Notwendige Ergänzung im Hinblick auf § 67 
OWiG. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


1 . Zur Präambel 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

§ 15 des Entwurfs regelt nicht die Einrichtung von 
Landesbehörden und das Verwaltungs verfahren 
im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG. Das Frei- 
hafenamt Hamburg hat bei der Wahrnehmung 
der hier in Betracht kommenden Aufgaben die 
Stellung eines Hauptzollamtes und damit einer 
Bundesbehörde (vgl. § 43 Abs. 6 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes und § 18 a des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung in der Fassung vom 23. April 
1963 — BGBL I S. 197 — i. V. m. § 2 des Ab- 
schöpfungserhebungsgesetzes). 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten wird 
den Zolldienststellen nicht als neue Aufgabe im 
Sinne des Artikels 87 Abs. 3. Satz 2 GG über- 
tragen. Es handelt sich vielmehr um Aufgaben, 
wie sie die Zolldienststellen schon bisher, ins- 
besondere nach dem Außenwirtschaftsgesetz, 
wahrgenommen haben. 

2. Zu §7 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Eine Verordnung, durch die nach Artikel 80 
Abs. 1 Satz 4 GG eine Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen auf einzelne Bundes- 
minister übertragen wird, bedarf nicht der Zu- 
stimmung des Bundesrates. Diese Zustimmung 
ist auch nicht in § 12 Abs. 2 des Durchführungs- 
gesetzes zur EWG-Verordnung Nr. 19 (Getreide) 
und in § 8 Abs. 2 des Durchführungsgesetzes zu 
den EWG- Verordnungen Nr. 20 (Schweine- 
fleisch), Nr. 21 (Eier) und Nr. 22 (Geflügel- 
fleisch) vorgesehen. 


3. Zu § 15 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zuge- 
stimmt, daß Satz 2, um eine doppelte Verwei- 
sung auf § 67 des Gesetzes über Ordnungswid- 
rigkeiten zu vermeiden, folgende Fassung erhält: 
„Die §§ 42 und 43 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 bis 6 
des Außenwirtschaftsgesetzes gelten entspre- 
chend." 
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